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Mitarbeitende Aktiv Vertreten
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KIRCHENZUGEHORIGKEIT LOHNPFANDUNG

Auch 2026 darf lhre Dienststellen- Achtung: Seit 1.7.2026 gelten neue
leitung diese verlangen Pfandungsfreigrenzen
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Maria Markatou, Rechtsanwaltin & Chefredakteurin

In meiner eigenen Kanzlei in Miinchen berate ich Arbeitnehmen-
de und Arbeitnehmervertretungen im Arbeitsrecht. Daher kenne
ich die Herausforderungen lhrer Arbeit wirklich gut. Umso mehr
freue ich mich, lhnen mit meinen Beitrdgen praxisnahe und
alltagstaugliche Losungen fiir die MAV prasentieren zu diirfen.

Editorial

Liebe Mitarbeitervertretung,

das erste Halbjahr 2026 ist vorbei. Wahnsinn, wie schnell
das ging! Warum kommt es uns so vor, als rase die Zeit im-
mer schneller an uns vorbei? Denn rein wissenschaftlich
kann das ja gar nicht sein. Nun, die Wissenschaft sagt, das
liege daran, dass wir nicht mehr so genieBen kénnen wie als
Kinder und Jugendliche. Weil wir den Moment nicht mehr
sehen, sondern nur noch To-dos. Das bedeutet: Wir miissen
entschleunigen. Das konnen wir nattrlich nur bedingt. Aber
was wir schon konnen: kleine Pausen, kleine Fluchten ein-
bauen. Ein Espresso mit dem Kollegen. Ein Spaziergang.
Ein guter Austausch mit der Kollegin, mal wieder ins Kino.
Schon scheint uns die Zeit wieder langsamer zu vergehen.
So haben wir mehr Inhalt in unsere Zeit gepackt. Manchmal
kommt es nicht auf die Dauer an, sondern auf den Wert des
Moments. Ich wiinsche Ihnen viele gute Momente!

JUGna Warcetou

Chefredakteurin

Weitere Autoren:

Dr. Michael Tillmann, Rechtsanwalt

Seit mittlerweile mehr als 20 Jahren beschaftige ich mich als
Anwalt mit dem Arbeitsrecht von A wie Abmahnung tiber K wie
Kiindigung bis Z wie Zeugnis. Gesetzgeber und Rechtsprechung
sorgen daflr, dass es nie langweilig wird.
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Seit 21 Jahren bin ich Mitarbeitervertreter, seit ca. 10 Jahren
fiir die MAV freigestellt. Dabei habe ich verschiedenste
Veranderungen z. B. im Tarif BAT-KF begleitet. Gerne stehe ich
Ihnen mit meinem Wissen und meinen Erfahrungen zur Seite.



Kirchenzugehorigkeit darf verlangt werden

Natiirlich sehen es kirchliche Arbeitgeber gerne, wenn ihre Angestellten Mitglied der Kirche sind.
Das diirfen sie auch verlangen, aber nur wenn dies nach der Art der Tatigkeit oder den Umstéanden
ihrer Ausiibung gerechtfertigt ist. So das Bundesarbeitsgericht beziiglich eines Falles, der im wahrs-

ten Sinne des Wortes durch alle Instanzen ging (BAG, 21.5.2026, Az. 8 AZR 194/25 (F)).

Der Fall: Ein Werk der Evangelischen Kirche hatte eine auf 2 Jah-
re befristete Stelle eines*einer Referent*in in Teilzeit (60 %) aus-
geschrieben. Es wurden die Mitgliedschaft in einer evangelischen
oder der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland
(ACK) angehorenden Kirche und die Identifikation mit dem diako-
nischen Auftrag vorausgesetzt. Eine konfessionslose Frau bewarb
sich. Die Stelle wurde mit einem evangelischen Bewerber besetzt.

Die Frau klagte auf eine Entschadigung von mindestens 10.000 €.
Sie fiihlte sich aus Griinden der Religion benachteiligt. Vor dem
Arbeitsgericht erstritt sie rund 2.000 €. Die Kirche ging in die 2. In-
stanz vor das Landesarbeitsgericht (LAG) und gewann, da das LAG
keine Diskriminierung sah. Die Bewerberin zog vor das BAG.

Das BAG befragte den Europaischen Gerichtshof (EuGH, 17.4.2018,
Rs. C-414/16) und sprach der Frau dann rund 4.000 € zu (BAG,
25.10.2018, Az. 8 AZR 501/14). Der Arbeitgeber zog aber vor das
Bundesverfassungsgericht, welches das Urteil des BAG aufhob und
die Sache zuriickverwies. Vor dem BAG musste noch mal verhan-
delt werden (BVerfG, 29.9.2025, Az. 2 BvR 934/19).

Das Urteil: Das BAG entschied nun anders. Die Frau erhalt keine
Entschadigung. Eine unterschiedliche Behandlung wegen der Re-
ligion ist gerechtfertigt, wenn die Kirchenzugehdérigkeit nach der
Art der Tatigkeit oder den Umstanden ihrer Ausiibung eine we-
sentliche, rechtmaBige und gerechtfertigte berufliche Anforderung
darstellt (§ 9 Abs. 2 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)).
Dies ist bei einer Referentin der Fall.

6 9 Abs. 2 AGG

Zulassige unterschiedliche Behandlung wegen der
Religion oder Weltanschauung

Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Re-
ligion oder der Weltanschauung beriihrt nicht das Recht
der in Absatz 1 genannten Religionsgemeinschaften, der
ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne Riicksicht auf
ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die sich die ge-
meinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschau-
ung zur Aufgabe machen, von ihren Beschéftigten ein
loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweili-

gen Selbstverstandnisses verlangen zu kdnnen.

S razT

Auf die Anforderung der Stelle kommt es an

Als MAV sind Sie bei Einstellungen zu beteiligen. Wenn
lhre Dienststellenleitung hier eine Kirchenzugehorigkeit
fordert, fragen Sie sich immer, ob dies wirklich nétig ist.
Ist die Stelle so wichtig, so reprasentativ, dass eine Kir-
chenzugehorigkeit nétig ist? Je exponierter ein*e Beschaf-
tigte*r ist, desto eher wird man dies bejahen miissen.

Eingangsstempel ist keine Stellungnahme

Die Schwerbehindertenvertretung (SBV) ist wie Sie als MAV vor jeder Kiindigung zu héren. Nur, wie
lange hat sie Zeit zu liberlegen (Bundesarbeitsgericht, 29.1.2026, Az. 2 AZR 128/25)?

Der Fall: Ein Arbeitgeber wollte einem schwerbehinderten Be-
schaftigten kiindigen. Den Betriebsrat horte er ordnungsgemal3
an. Auch das Anhorungsverfahren der SBV leitete eram 11.12. ein,
die SBV stempelte das Dokument mit ,zur Kenntnis genommen”
auch gleich ab, duBerte sich aber nicht weiter. Der Arbeitgeber
kiindigte 2 Tage spater ohne weitere Stellungnahme der SBV.

Das Urteil: Die Kiindigung sei deswegen unwirksam, die SBV habe
sich gar nicht abschlieBend geduBert — klagte der Beschaftigte
und gewann. Die Kiindigung war somit unwirksam.

S FraziT

Eine Woche muss gewartet werden

Die SBV hat eine Wochenfrist fiir ihre Reaktion auf eine
Kiindigung. Das muss der*die Dienstherr*in in jedem Fall
abwarten.

Autorin: Maria Markatou




Zu viel Gehalt erhalten? Rickzahlung kann die
Dienststelle nicht immer verlangen

Hat lhnen lIhr*e Dienstherr*in zu viel Gehalt iiberwiesen, kann er*sie dies grundsatzlich zuriickver-
langen. Oft scheitern diese Riickforderungsanspriiche aber an ganz tatsachlichen Griinden, etwa
der mangelnden Beweisbarkeit. So wie in diesem Fall (Arbeitsgericht Nordhausen, 23.4.2026, Az. 3

Ca 799/25).

INFO: Uberzahlungen

Wann miissen Sie Gehalt zuriickzahlen?

Haben Sie zu viel Gehalt erhalten, miissen Sie dies in
der Regel zuriickzahlen. Ihre Dienststellenleitung hat
einen Anspruch auf Riickzahlung aus dem Rechtsgrund-
satz der sogenannten ungerechtfertigten Bereicherung
(§ 812 Biirgerliches Gesetzbuch (BGB)). Das aber nur,
wenn Sie das Geld ohne Rechtsgrund erhalten haben.
Ohne Rechtsgrund heiBt ohne (vertraglichen) Anspruch
hierauf. Also nicht als Gegenleistung fiir Uberstunden
oder allgemein fiir Ihre Arbeitsleistung.

Achtung: Ausschlussfristen gelten

Dienstgebende kénnen die Uberzahlung jedoch nicht
beliebig lange zuriickfordern. Es gelten Verjahrungs-
und héufig auch Ausschlussfristen aus Arbeits- oder Ta-
rifvertragen, die deutlich kiirzer sein konnen. Je nach
Arbeitgeber*in (Caritas, Diakonie, katholischer Bereich)
gelten Ausschlussfristen von 6 bis 12 Monaten. In der
freien Wirtschaft werden Ausschlussfristen oft im Ar-
beitsvertrag vereinbart (mindestens 3 Monate!).

Achtung, Entreicherung!

Wenn Sie die Uberzahlung nicht erkannt und das Geld
bereits fiir normale Lebenshaltungskosten ausgegeben
haben, kénnen Sie unter Umstanden den Einwand des
+Wegfalls der Bereicherung” (§ 818 Abs. 3 BGB) geltend
machen. Dieser Schutz greift aber oft nicht, wenn die
Uberzahlung offensichtlich war (z. B. doppelte Gehalts-
zahlung oder deutlich hoheres Gehalt als vereinbart).

Der Fall: Eine Kommune verlangte die Riickzahlung einer im Juni
2025 ausgezahlten Uberstundenvergiitung i. H. v. 4.872 € netto
(ca. 305 Uberstunden) von einem Minijobber, als sie ihm Ende Juni
2025 kiindigte. Der Mann ist seit 2019 bei der Kommune mit einer
geringfligigen Beschaftigung als Elektromonteur beschaftigt, mit
einer monatlichen Arbeitszeit von 28 Stunden und einer Stunden-
verglitung von 16 €, begrenzt auf die jeweilige Minijob-Grenze
monatlich. Eine entsprechende Verdienstabrechnung wurde er-
stellt. Nach einem Biirgermeisterwechsel zum 1.7.2025 keimte
der Verdacht auf, dass der ehemalige Biirgermeister und weitere
Beteiligte Betrug, Sozialversicherungsbetrug und Untreue zum
Nachteil der Kommune begangen haben. Ein Teil davon waren die
Uberstunden. Man unterstellte dem Minijobber, ein Teil des ,Be-

triigernetzwerkes” zu sein, und forderte die Uberstunden wieder
ein. Er bestritt dies. Er habe seine Stunden monatlich notiert und
eingereicht. Der Fall landete vor Gericht.

Das Urteil: Der Minijobber musste nichts zurlickzahlen. Man
konnte ihm weder ein betriigerisches Handeln noch dass er die
Uberstunden ohne Rechtsgrund erlangt hat nachweisen. Das Ge-
richt ist davon ausgegangen, dass er die Uberstundenvergiitung
zu Recht erlangt hat. Daher scheiden sowohl Anspriiche aus Scha-
denersatz als auch Anspriiche aus ungerechtfertigter Bereicherung
aus.

@ MEINTIPP
Beschaftigte sind in der Handlungspflicht

Der Beschaftigte im Fall hatte das Geld zu Recht erhalten.
Fallen lhnen aber bei sich Ungereimtheiten auf, handeln
Sie und treten Sie an lhre Dienststellenleitung heran.
Sprechen Sie mit ihr und versuchen Sie, dem Fehler auf
den Grund zu gehen. Raten Sie dies auch lhren Kolleg*in-
nen. So vermeiden Sie zum einen lastige Riickzahlungsan-
spriiche und zeigen vor allen Dingen eines: Auf Sie kann
man sich verlassen und man kann lhnen vertrauen!

S razT

Ohne Beweise kein Geld

Der Arbeitgeber hatte hier hieb- und stichfeste Beweise
gegen den Beschaftigten vorlegen miissen, um das Geld
wiederzuerlangen. Verdachtig ist fiir mich nur, dass ein
Minijobber so viele Uberstunden angehéuft hat, da hét-
ten viel friiher die Alarmglocken klingeln und der Vertrag
angepasst werden miissen!

@) ADIUVA IMPULS

Haben Sie weitere Fragen zu lhrem Entgelt? Dann schrei-
ben Sie mir an: mav@mitbestimmung-heute.de

Autorin: Maria Markatou
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Psychische Erkrankungen im Betrieb: neue Heraus-
forderungen fiir Sie und den*die Arbeitgeber*in

Sie als MAV sehen sich im betrieblichen Alltag zunehmend mit psychischen Erkrankungen von Be-
schaftigten konfrontiert. Die Zahlen der Krankenkassen belegen das eindeutig. Diese Entwicklung
stellt nicht nur die betroffenen Menschen selbst, sondern auch Arbeitgebende und Sie als betrieb-
liche Interessenvertretung vor erhebliche Herausforderungen.

Depressionen, Angststorungen, Burnout und andere psychische
Symptomatiken sind langst keine Ausnahmefalle mehr, sondern
pragen zunehmend die Realitat in vielen Betrieben. Fiir Sie er-
gibt sich daraus eine besonders verantwortungsvolle Rolle: Sie
begleiten nicht nur individuelle Einzelfalle, sondern sind zugleich
die Schnittstelle zwischen Gesundheitsschutz, Teilhabe und be-
trieblichen Ablaufen. Gerade bei psychischen Erkrankungen ist
eine friihzeitige, sensible und rechtlich fundierte Beteiligung ent-
scheidend, um Fehlentwicklungen zu vermeiden und nachhaltige
Losungen zu erméglichen.

Im arbeitsrechtlichen Kontext sind psychische Erkrankungen kein
Randthema mebhr. Sie fiihren haufig zu langeren Arbeitsunfahig-
keitszeiten, eingeschrankter Leistungsfahigkeit oder wiederkeh-
renden Ausfallphasen. Fiir Unternehmen und Dienststellen stellt
sich damit zunehmend die Frage, wie eine dauerhafte Weiterbe-
schaftigung maoglich ist, ohne die Gesundheit der betroffenen Per-
son weiter zu geféhrden.

Achten Sie in diesem Zusammenhang besonders darauf, dass psy-
chische Erkrankungen nicht vorschnell als reine Leistungsproble-
me bewertet werden. Vielmehr handelt es sich regelmaBig um ge-
sundheitliche Einschrankungen, die einen besonderen Schutz- und
Unterstiitzungsbedarf auslésen kénnen.

Ein zentrales Instrument im Umgang mit psychischen Erkrankun-
gen ist das betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM). lhre
Aufgabe als MAV ist, darauf zu achten, dass dieses Verfahren nicht
nur formal durchgefiihrt wird, sondern tatsachlich auf die indivi-
duelle Situation der betroffenen Person eingeht. Haufig besteht
die Herausforderung darin, dass psychische Belastungen nicht
offen kommuniziert werden. Gerade hier kommt Ihnen eine ver-

mittelnde Rolle zu. Wirken Sie darauf hin, dass das BEM nicht zu
einem reinen Formalakt verkommt, sondern konkrete MaBnahmen
zur Stabilisierung des Arbeitsverhaltnisses entwickelt werden.

Psychische Erkrankungen erfordern im betrieblichen Alltag ein
besonders sensibles Vorgehen. Als MAV sollten Sie daher unbe-
dingt darauf achten, dass Gesprache vertraulich gefiihrt werden
und keine zusatzlichen Belastungen fiir die betroffene Person ent-
stehen. Zugleich ist es wichtig, eine tragféahige Balance zwischen
Schutzinteressen und betrieblichen Anforderungen herzustellen.
Dies betrifft insbesondere Fragen der Arbeitsorganisation, der Auf-
gabenverteilung und mdglicher Anpassungen des Arbeitsplatzes.
Haufig konnen bereits kleine strukturelle Veranderungen eine er-
hebliche Entlastung bewirken.

Die Zusammenarbeit zwischen lhnen als MAV und dem*der
Dienstgebenden gewinnt in Fallen psychischer Erkrankungen be-
sondere Bedeutung. Sie sollten friihzeitig in Entscheidungsprozes-
se eingebunden werden, um Fehlentscheidungen zu vermeiden
und rechtssichere Losungen zu entwickeln. Insbesondere bei MaB-
nahmen wie Versetzungen oder personenbedingten Kiindigungen
ist eine sorgfaltige Priifung erforderlich, ob alle milderen Mittel
ausgeschopft wurden.

Dabei kommt lhrer Stellungnahme eine erhebliche Bedeutung zu,
da sie die gesundheitliche Perspektive in den Entscheidungspro-
zess einbringt. Die Bedeutung der MAV wachst hauptsachlich dort,
wo menschliche Gesundheit und betriebliche Realitat besonders
sensibel aufeinandertreffen.

S razr

Die Herausforderungen wachsen

Psychische Erkrankungen stellen die betriebliche Praxis
vor wachsende Herausforderungen und erfordern ein
Umdenken im Umgang mit Leistungsfahigkeit und Ge-
sundheit. Sie als MAV nehmen dabei eine Schliisselrolle
ein, da Sie die Interessen der betroffenen Beschaftigten
mit den betrieblichen Anforderungen in Einklang bringen
miissen. lhre Aufgabe besteht nicht nur in der reaktiven
Begleitung einzelner Falle, sondern in der aktiven Mitge-
staltung von Losungen.

Autorin: Brigitte Ganzmann



SCHWERPUNKTTHEMA

Lohnpfandung - das kéonnen Sie Kolleg*innen raten

So teuer wie jetzt war das Leben gefiihlt noch nie. Da wundert es einen manchmal nicht, dass im-
mer mehr Beschiaftigte in die Schuldenfalle rutschen. Sicher ist es dem ein oder anderen in lhrer
Dienststelle schon so ergangen. Was dann oft folgt, ist die Lohnpfandung. Auf diese haben Sie als
MAV zwar keinen Einfluss, mit dem notigen Wissen, konnen Sie lhren Kolleg*innen aber mit Rat
und Tat zur Seite stehen. Darum habe ich lhnen hier das Wichtigste zur Lohnpfandung zusammen-
gefasst. Ubrigens: Seit dem 1.7.2026 gelten neue Pfindungsfreigrenzen.

Eine Lohnpféandung beginnt fiir lhre Dienststellenleitung norma-
lerweise damit, dass ihr vom Gericht ein Pfandungs- und Uber-
weisungsbeschluss — kurz PfUB — zugestellt wird. Missachtet Ihre
Dienststellenleitung diesen Beschluss und zahlt sie den Lohn wie
bisher an lhre*n Kolleg*in aus, kann der*die Glaubiger*in sie ver-
klagen. Allerdings ist Ihre Dienststellenleitung auch nur an einen
wirksamen PfUB gebunden. Der enthalt Namen, Vornamen, An-
schrift und Beruf von Glaubiger*in und Schuldner*in. AuBerdem
muss lhre Dienststellenleitung mit Namen, gesetzlichem Vertreter
und Dienstsitz genannt und die Forderung ,bezeichnet” sein.

@ WICHTIG

Priifen Sie!

Dies ist der erste wichtige Merkposten fiir Sie. Denn auf

einen unwirksamen PfUB darf lhre Dienststellenleitung
nicht reagieren, lhr*e Kolleg*in muss dann den vollen
Lohn weiter erhalten. Also sollten sich die Kolleg*innen
bei jeder Lohnpfandung den PfUB zeigen lassen.

Grundsatzlich darf lhre Dienststellenleitung Dritten keine Aus-
kiinfte tiber das Arbeitseinkommen ihrer Arbeitnehmenden geben.
Etwas anderes gilt, wenn ihr ein PfUB zugestellt wird. Darin findet
sich sogar eine ausdriickliche Aufforderung zur Auskunftsertei-
lung. Ihre Dienststellenleitung muss dem*der Glaubiger*in dann
in der sogenannten Drittschuldnererklarung die folgenden 3 Fra-
gen beantworten:

e ob und inwieweit lhre Dienststellenleitung die Forderung als
begriindet anerkennt und bereit ist, Zahlungen zu leisten,

e ob und welche Anspriiche andere Personen an die Forderung
stellen und

e ob und wegen welcher Anspriiche die Forderung bereits fiir
andere Glaubiger*innen gepfandet ist.

Ihre Dienststellenleitung darf niemals Uber diese Fragen hinaus
Auskunft erteilen! Und soweit sie Auskunft gibt, sollte sie ganz
genau sein. Denn fiir falsche Auskiinfte gegeniiber dem*der Glau-
biger*in muss Ihre Dienststellenleitung geradestehen!

Die Drittschuldnererklarung muss Ihre Dienststellenleitung inner-
halb von 2 Wochen nach Zustellung des PfUB abgeben. Tut sie das
nicht und entsteht dem*der Glaubiger*in hierdurch ein Schaden,
ist Ihre Dienststellenleitung schadenersatzpflichtig.
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Gepfandete und pfandbare Vergiitungsbestandteile darf lhre
Dienststellenleitung nicht mehr an den*die Mitarbeiter*in aus-
zahlen. Sie muss die entsprechenden Betrage also einbehalten
und dann an den*die Glaubiger*in auszahlen.

Fir lhre Kolleg*innen ist es immens wichtig, nachzuvollziehen,
welcher Teil des Einkommens gepfandet werden darf und was ih-
nen nach Pfandung bleibt.

Kommt es zur Lohnpféandung, gehen Sie am besten vor wie lhre
Dienststellenleitung — namlich in den folgenden 3 Schritten:

1. Schritt: Stellen Sie fest, was tiberhaupt zum Arbeitseinkom-
men gehort

Was zum Einkommen lhres*lhrer Kolleg*in zahlt, ist in den
§§ 850 ff. Zivilprozessordnung (ZPO) geregelt. Entsprechende
Lohnbestandteile sind alle Einnahmen, deren Grundlage jetzige
oder frithere Arbeitsleistungen waren, z. B.

o Akkordldhne, Zeitlohne

¢ Provisionen, Gewinnbeteiligungen, Gratifikationen

e Entgelte fiir Bereitschaftsdienste und Rufbereitschaft

e Erfolgsbeteiligungen, Pramien

e riickstandiger Lohn, Nachzahlungen aufgrund von Lohnerhé-
hungen

¢ Entgeltfortzahlungsleistungen im Krankheitsfall

e Sozialplanabfindungen und andere Abfindungen

* Ubergangsgelder, Urlaubsabgeltungszahlungen wegen Aus-
scheidens aus dem Betrieb

¢ auBertarifliche oder tarifliche Zulagen, Zuschlage

e vermogenswirksame Leistungen

2. Schritt: Berechnen Sie den pfandbaren Teil des Einkommens

Aus den vorgenannten Positionen ist nun herauszufiltern, welche
Vergiitungsbestandteile nicht zum pfandbaren Einkommen geho-
ren. Dazu miissen Sie bzw. Ihr*e Kolleg*in das Nettoeinkommen
ermitteln. Von dem werden dann weitere unpfandbare Positionen
abgezogen. Was unpfandbar oder bedingt pfandbar ist, ist in den
§§ 850a ff. ZPO geregelt. Unpfandbar sind danach

e die Lohn- und Kirchensteuer, der Solidaritétszuschlag,

o der gesetzliche Beitragszuschuss zur Kranken- und Pflegever-
sicherung,

e die Sozialversicherungsbeitrage lhres*lhrer Mitarbeitenden,

® 50 % der fiir die Leistung von Mehrarbeitsstunden gezahlten
Teile des Arbeitseinkommens (bei den Mehrarbeitsverglitun-



gen ist nicht nur der Zuschlag, sondern der gesamte fiir die
Uberstunden gezahlte Lohn zur Hélfte unpféndbar),
e das Urlaubsgeld, also das fiir die Dauer eines Urlaubs (iber
das Arbeitseinkommen hinaus gewahrte Entgelt,
e Zuwendungen aus Anlass eines besonderen Betriebsereig-
nisses (Betriebsjubildum) und Treuegelder, soweit sie den
Rahmen des Ublichen nicht iibersteigen,
Aufwandsentschadigungen, Auslosungsgelder und sonstige
soziale Zulagen fiir auswartige Beschéftigungen, das Entgelt
fir selbst gestelltes Arbeitsmaterial,
Tage- und Ubernachtungsgelder in einer Hohe, wie sie die
Lohnsteuer-Richtlinien als steuerfreie Pauschalbetrage an-
erkennen,
Weihnachtsvergiitungen bis zum Betrag der Hélfte des
monatlichen Arbeitseinkommens, héchstens aber bis zum Be-
trag von 800 €,
Heirats- und Geburtsbeihilfen, sofern die Vollstreckung
wegen anderer als der aus Anlass der Heirat oder der Geburt
entstandenen Anspriiche betrieben wird,
Erziehungsgelder, Studienbeihilfen und dhnliche Bezlige,
Sterbe- und Gnadenbeziige aus Arbeits- oder Dienstverhalt-
nissen,
e Blindenzulagen,
e vermdgenswirksame Leistungen sowie
e Gefahren-, Schmutz- und Erschwerniszulagen.

Pfandbar sind dagegen:

¢ Abfindungen wegen Arbeitsplatzverlusts

e 13. Monatsgehalt (aber: nicht pfandbar, soweit es sich um
ein Weihnachtsgeld handelt)

e Entgeltfortzahlung wegen Krankheit

¢ Gewinn-/Umsatzbeteiligung

e Karenzentschadigung

e Mutterschutzlohn

e Urlaubsabgeltung

e Urlaubsentgelt/Urlaubsvergiitung

e Zuschlage flir Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit

3. Schritt: Errechnen Sie den pfandbaren Betrag

Nachdem nun das Arbeitseinkommen ermittelt wurde, kann der
pfandungsfreie Betrag des Nettoeinkommens des*der Mitarbei-
tenden ermittelt werden. An dieser Stelle kommt die amtliche
Lohnpféndungstabelle zum Zuge: Sie nennt die pfandbaren Ein-
kommensbetrage mit und ohne gesetzliche Unterhaltspflichten.
Die Pfandungsgrenzen sind in § 850c ZPO geregelt. Pfandungs-
frei ist danach zunachst ein Grundfreibetrag. Ist Ihr*e Kolleg*in
anderen zum Unterhalt verpflichtet, erhéht sich dieser Freibetrag.
Ubersteigt das Arbeitseinkommen den jeweils errechneten pfan-
dungsfreien Betrag, ist der Ubersteigende Teil des Nettoeinkom-
mens des*der Mitarbeitenden pfandbar.

@ MEINTIPP

Sehen Sie nach!
Die aktuelle Tabelle finden Sie hier: https://t1p.de/ayrfq

Ihre Kolleg*innen kdonnen hier ganz leicht nachsehen, ob
ihnen der pfandungsfreie Betrag auch wirklich gelassen
wird. Ich wiirde da auf jeden Fall nachsehen, schon zur
Kontrolle.

SCHWERPUNKTTHEMA

Wenn Sie nun den pfandbaren Teil des Nettoarbeitseinkommens
lhres*lhrer Kolleg*in ermittelt haben, wissen Sie, welchen Be-
trag lhre Dienststellenleitung an den*die Glaubiger*in auszahlen
muss. Differiert lhr Ergebnis bzw. das lhres*lhrer Kolleg*in von
dem der Dienststellenleitung, sollte Ihr*e Kolleg*in diese auffor-
dern, noch mal nachzurechnen. Denn hat sie sich zu seinen*ihren
Lasten verrechnet, muss sie den ausstehenden Teil nachzahlen.

Es kann passieren, dass lhrer Dienststellenleitung gleich mehre-
re PfUB auf einmal zugestellt werden. Grundséatzlich geht dabei
immer der zuerst zugestellte PfUB vor (Prioritatsprinzip). Werden
mehrere PfUB gleichzeitig zugestellt, sollte lhre Dienststellenlei-
tung den pfandbaren Lohnanteil berechnen und diesen dann beim
Amtsgericht — dort bei der Hinterlegungsstelle — aufbewahren
lassen. Dann ist die Dienststellenleitung frei und das Amtsgericht
verteilt den pfandbaren Lohnanteil weiter. Handelt lhre Dienststel-
lenleitung anders, kann es passieren, dass sie den , falschen” PfUB
zuerst bedient und damit weiterer Arger auf lhre*n Kolleg*in zu-
kommt. Das sollte vermieden werden.

Anhand der folgenden Checkliste kdnnen Sie bzw. der*die betrof-
fene Kolleg*in nachvollziehen, ob die Lohnpfandung nach Plan
lauft. Kdnnen Sie alle Fragen mit ,Ja” beantworten, ist so weit
alles in Ordnung. Bei ,Nein” sollten Sie bzw. der*die Betroffene
sofort Kontakt zu lhrer Dienststellenleitung aufnehmen — nur so ist
sichergestellt, dass die Forderungen rechtswirksam bedient wer-
den, lhr*e Kolleg*in das erhélt, was ihm*ihr zusteht, und er*sie
seine*ihre Schulden bald wieder los ist.

Checkliste:
Lohnpfandung Y

Priifen Sie, ob lhre Dienststellenleitung in
Sachen PfUB alles richtig macht:

Priiffragen: Ja  Nein
Arbeitet der*die Arbeitnehmende noch bei lhnen in der
Dienststelle?

Liegt wirklich ein PfUB oder eine behérdliche Vollstre-
ckungsverfiigung vor?

Hat der*die Mitarbeitende einen Lohnanspruch?

Ist der Lohnanspruch noch existent (also nicht verwirkt
oder verjahrt)?

Hat lhre Dienststellenleitung bereits eine ordnungsge-
maBe Drittschuldnererklarung abgegeben?

Wurde das Arbeitseinkommen richtig berechnet?

Wurde der Pfandungsschutz beachtet?

Falls mehrere Pfandungen oder Abtretungen existieren:
Wurde die richtige Reihenfolge beachtet?

Ist der pfandbare Betrag richtig berechnet?

Zu finden unter www.adiuva.de unter Eingabe des Titels im Suchfel

Autorin: Maria Markatou

MITARBEITENDE AKTIV VERTRETEN 7


http://www.adiuva.de

 



		Lohnpfändung

		

		



		Prüffragen:

		Ja

		Nein



		· Arbeitet der*die Arbeitnehmende noch bei Ihnen in der Dienststelle?

		

		



		· Liegt wirklich ein „PfÜB“ oder eine behördliche Vollstreckungsverfügung vor?

		

		



		· Hat der*die Mitarbeitende einen Lohnanspruch?

		

		



		· Ist der Lohnanspruch noch existent (also nicht verwirkt oder verjährt)?

		

		



		· Hat Ihre Dienststellenleitung bereits eine ordnungsgemäße Drittschuldnererklärung abgegeben?

		

		



		· Wurde das Arbeitseinkommen richtig berechnet?

		

		



		· Wurde der Pfändungsschutz beachtet?

		

		



		· Falls mehrere Pfändungen oder Abtretungen existieren: Wurde die richtige Reihenfolge beachtet?

		

		



		· Ist der pfändbare Betrag richtig berechnet?

		

		







Bitte doppelklicken
Dateianlage
Checkliste_Lohnpfändung.docx


Gesundheitskompetenz: Warum Gesundheits-
forderung an der Arbeitsstatte stattfinden muss

Gesundheit ist Privatsache, Gesundheitsforderung hingegen nicht. Auch am Arbeitsplatz sollte
die Gesundheitskompetenz der Kolleg*innen aufgebaut werden, immerhin kostet Krankheit die
Arbeitgebenden und den Sozialstaat jedes Jahr viel Geld. Ein Ansatz ist hier die Gesundheitsfor-
derung. Angesichts der neuen Veréffentlichung des Robert-Koch-Instituts (RKI) wird deutlich, wie
wichtig strukturierte Gesundheitsforderung ist: Mehr als 4 von 5 Beschéaftigten in Deutschland ha-
ben Schwierigkeiten, Gesundheitsinformationen richtig zu nutzen. Fiir den Arbeitsalltag ist das
eine zentrale Erkenntnis: Gesundheitsférderung funktioniert nur dann, wenn alle die verfiigbaren
Informationen tatsachlich verstehen und nutzen kénnen.

Laut RKI-Panel , Gesundheit in Deutschland” 2024 verfiigen (iber
80 % der Bevolkerung iiber eine geringe Gesundheitskompetenz,
konkret 81,3 % der Frauen und 81 % der Méanner. In einer Zeit, in
der Gesundheitsinformationen im Netz tberall abrufbar sind, ist
das kaum zu glauben.

Im Arbeitsalltag erleben wir immer wieder die Folgen einer ge-
ringen Gesundheitskompetenz. Sicherheitsanweisungen werden
missverstanden, SchutzmaBnahmen nicht beachtet, Hinweise zu
Belastungen nicht richtig eingeordnet oder Angebote des Betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements bleiben ungenutzt. Das fihrt
nicht nur zu individuellen Nachteilen, sondern erhdht auch das
Risiko fiir Fehler, Unfalle und krankheitsbedingte Ausfalle.

Die Ursache liegt nicht allein bei den Kolleg*innen. Das RKI macht
deutlich, dass vor allem die Rahmenbedingungen eine Rolle
spielen. Komplexe Informationen und Sprache, uniibersichtliche
Prozesse und fehlende Zuganglichkeit erschweren gesundheits-
gerechtes Verhalten erheblich. Die Daten zeigen auBerdem, dass
Gesundheitskompetenz ungleich verteilt ist. Besonders betroffen
sind Kolleg*innen mit geringerer Qualifikation, sprachlichen Hiir-
den oder hoher Arbeitsbelastung. Ohne gezielte Unterstiitzung
verstarken sich diese Unterschiede im Betrieb.

Dokumentation

DIN-Norm BelastungMaﬂnahmen

Mitarbeiter Arbeitsumgebu
Arbeitss

Arbeitsaufgabe

sGestindh
0] Arbglntsbedm

Analyse A
Ge f h Y d Psychlscheaslung b l

Geselz -

!sschutzgeselz Kommunikation Gefahrdung Arbe!

‘PSychische Belas¢

Snahmen Gefahrdungsbeurteilung M a
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Gefahrdunggms o Smns ficacrer

IsoGesetz itarbe
“Arbeitss’

Arbeltsschulz
senuiz ‘Arbelisswherh

Diese Ungleichheit erleben Sie als MAV taglich in Ihrem Betrieb /
Ihrer Dienststelle. Lassen Sie diese Erkenntnis in die Gesundheits-
forderungsangebote einflieBen. MaBnahmen miissen so gestaltet

sein, dass sie alle Kolleg*innen — sprachlich und kognitiv — errei-
chen und nicht nur diejenigen, die ohnehin gut mit Informationen
umgehen kdnnen, wie es haufig in der Verwaltung der Fall ist.

3 Punkte, die Sie als MAV einfordern sollten

1. Einfache Sprache
Ein zentraler Ansatzpunkt ist eine bessere Kommunikation.
Informationen zu Arbeitsschutz und Gesundheit miissen
verstandlich, klar und praxisnah formuliert sein. Einfache
Sprache, visuelle Darstellungen und bei Bedarf mehrsprachi-
ge Angebote helfen Ihren Kolleg*innen, Inhalte zu verstehen.
Ein guter Tipp ist die Nutzung eines Ubersetzers fiir Einfache
Sprache: www.leichte-sprache-uebersetzer.de

2. Unkomplizierte Angebote
Uberpriifen Sie die Gesundheitsangebote. Angebote, die
zeitlich oder organisatorisch schwer erreichbar sind, etwa ein
Kurs um 16:00 Uhr, obwohl die Schicht um 14:30 Uhr endet,
verfehlen ihre Wirkung. Der Leitsatz lautet hier: Gesundheit
muss so einfach wie moglich gemacht werden.

3. Richtige Haltung
Gesundheitsforderung ist Teil der Fiirsorgepflicht und eng
mit dem Arbeitsschutz verbunden. Unverstandliche Informa-
tionen konnen zu konkreten Gefahrdungen fiihren. Daraus
ergibt sich eine klare Verantwortung fiir Ihre*n Arbeitge-
ber*in, Angebote, Schulungen und Unterweisungen so zu
gestalten, dass sie fiir alle Kolleg*innen nutzbar sind.

© FraziT

Gesundheitsforderung neu denken

Die Ergebnisse des RKI machen deutlich, dass ein Umden-
ken in der Arbeitswelt dringend erforderlich ist. Es reicht
nicht, Angebote nur bereitzustellen. Entscheidend ist, ob
sie die Kolleg*innen tatséchlich erreichen und im Alltag
wirksam werden.

Dazu konnen Sie als MAV einen aktiven Beitrag leisten,
denn Sie gestalten die betriebliche Gesundheitsforde-
rung mit. Sprechen Sie mit Ihrem*lhrer Arbeitgebenden
tiber diese Erkenntnis.

Autorin: Brigitte Ganzmann
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vollstreckbar

Vereinbarung uber ein Arbeitszeugnis ist

Bei einem Vergleich im Kiindigungsschutzprozess wird oft ein Zeugnis mit einer gewissen Note
vereinbart. Wenn der Arbeitgeber dieses dann nicht ausstellt, kann man dann volistrecken? Mit
welchem Inhalt, denn eine Note ist ja kein Zeugnistext, den der*die Gerichtsvollzieher*in pfanden
konnte? Einen Geldbetrag oder einen Gegenstand kann er*sie abholen, aber ein Zeugnis - das gibt
es ja korperlich nicht, solange es nicht erstellt ist. Bislang mussten hier oft Folgeprozesse liber die
Zeugnisklausel gefiihrt werden. Schnee von gestern, sagt das Bundesarbeitsgericht, die Vollstre-
ckung ist doch moglich (BAG, 7.5.2026, Az. 8 AZB 25/25).

Der Fall: Der ehemalige Geschaftsfiihrer eines Krankenhauses hat-
te sich mit dem friiheren Arbeitgeber in einem Kiindigungsprozess
verglichen. Im Vergleich wurde auch geregelt, dass der Arbeitge-
ber ein Arbeitszeugnis nach dem Entwurf des Arbeitnehmers aus-
stellen muss. Von dem Entwurf sollte er nur aus wichtigem Grund
abweichen diirfen. Der Arbeitgeber ibernahm den Entwurf nicht,
es entbrannte ein Streit Uber die tatsachlich ibernommenen Auf-
gaben wahrend des Arbeitsverhaltnisses. Der Arbeitnehmer leitete
daraufhin die Zwangsvollstreckung aus dem Vergleich ein.

Die Entscheidung: Ein derartiger gerichtlicher Vergleich zum
Ausstellen eines Zeugnisses ist ein zur Zwangsvollstreckung ge-
eigneter, hinreichend bestimmter Titel im Sinne des § 794 Abs. 1
Nr. 1 Zivilprozessordnung. An dieser Bewertung als ,hinreichend
bestimmt” andere sich auch nichts dadurch, dass der Arbeitge-
ber den Entwurf aus wichtigem Grund ablehnen diirfe. Denn diese
Einschrankung regele nur die inhaltlichen Anforderungen an das
Zeugnis: Es muss dem Gebot der Zeugniswahrheit und dem in
§ 109 Abs. 2 Gewerbeordnung ausdriicklich normierten Gebot der
Zeugnisklarheit entsprechen. Allerdings missen die Streitfragen
noch geklart werden, sonst kénne ein aussagekraftiges Arbeits-
zeugnis nicht formuliert werden.

Auch im kirchlichen Bereich haben Sie bei Beendigung des Ar-
beitsverhaltnisses einen Anspruch auf ein Arbeitsendzeugnis. Das
Zeugnis muss

e wahr sein,

e wohlwollend formuliert sein,

e ohne versteckte negative Botschaften abgefasst werden,
e Leistung und Verhalten zutreffend bewerten.

Bei Tatigkeiten mit besonderem kirchlichem Bezug kann das Ver-
halten gegeniiber dem kirchlichen Auftrag eine Rolle spielen, bei-
spielsweise bei

e pastoralen Berufen,

* Religionspadagogen,

e kirchlichen Leitungsfunktionen,

* Mitarbeitenden mit ausdriicklichem Verkiindigungsauftrag.

Dann kann das Zeugnis unter Umstanden auch Aussagen zur Iden-
tifikation mit dem kirchlichen Auftrag oder zur Zusammenarbeit
im kirchlichen Umfeld enthalten, sofern dies fiir die Tatigkeit rele-
vant war. Differenzieren Sie also bei der Frage nach dem Zeugnis-
inhalt auch immer nach lhrer Tatigkeit.

Seit letztem Jahr konnen Sie Arbeitszeugnisse und Aushildungs-
zeugnisse in elektronischer Form erhalten. Dies ist eine praktische
Option, die den Verwaltungsaufwand reduziert.

Das sind die wichtigsten Regeln:

e Seit dem 1.1.2025 ist die elektronische Zeugnisausstellung
erlaubt. Die Schriftform (Papier mit echter Unterschrift) ist
damit keine Pflicht mehr.

e Freiwilligkeit: Sie miissen der digitalen Form aber ausdriick-
lich zustimmen. Mdchten Sie lieber ein Dokument aus Papier,
muss lhnen lhre Dienststellenleitung dieses ausstellen.

e Falschungssicherheit: Eine einfache E-Mail oder ein Scan
reichen aber rechtlich nicht aus. Der*Die Arbeitgebende
muss das digitale Zeugnis mit einer Qualifizierten Elektroni-
schen Signatur (QES) versehen.

e Gleichwertigkeit: Mit dieser besonderen digitalen Signatur
ist das elektronische Zeugnis dem klassischen Papierzeugnis
rechtlich komplett gleichgestellt.

Ich finde das Zeugnis in elektronischer Form eine gute Option. Be-
werbungen laufen auch digital, da sparen Sie sich das Scannen.
Zudem haben sich so auch die Rechtsstreitigkeiten Gber die Aus-
stellung auf Geschéaftspapier, Zeugnis auf gelochtem Papier, Zeug-
nis mit Falz etc. erledigt!

Ihre Tatigkeit als MAV darf im Arbeitszeugnis erwahnt werden,
aber nicht gegen lhren Willen. Hintergrund ist der, dass Ihnen
ein*e neue*r Arbeitgeber*in nicht so wohl gesonnen sein kénnte,
wenn diese*r wiisste, dass Sie sich in der MAV engagiert haben.
Da ist sicher was dran — (iberlegen Sie also gut, ob Sie lhr Engage-
ment im Zeugnis lesen wollen oder eben nicht.

S razT

BAG schafft Win-win-Situation

Das BAG starkt hier zweierlei: Einerseits miissen sich

Arbeitnehmende nicht mehr so leicht anhdren, die Zeug-
nisklausel sei ,nicht vollstreckbar”. Trotzdem bleiben
Diskussionen iiber den Inhalt des Zeugnisses maglich, die
Zeugniswahrheit wird also auch gestarkt. Es profitieren
damit Dienstgebende und Dienstnehmende.

Autorin: Maria Markatou



WISSENSWERTES

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) | Lesezeit 2 Minuten

Eine Entschadigung wegen Diskriminierung kann es
nur bei einer ernsthaften Bewerbung geben

Im Einstellungsverfahren sind Sie als MAV zu beteiligen. Wird ein*e Bewerber*in dabei diskrimi-
niert, sollten Sie einschreiten. Zudem hat der*die Diskriminierte dann auch einen Entschadigungs-
anspruch - aber nur, wenn die Bewerbung auch ernsthaft gestaltet war (Arbeitsgericht Berlin,

28.5.2026, Az. 42 Ca 3438/26).

Der Fall: Eine Person mit dem Geschlechtseintrag , divers” hat-
te sich als ,Referent/in Vergaberecht und offentliche Beschaf-
fung” beworben. AuBerdem hat sie in der Bewerbung um eine
geschlechtsneutrale Anrede gebeten. Die Person erhielt im Februar
2026 eine Absage per E-Mail. Darin wurde sie mit ,Herr" ange-
sprochen. Also klagte sie wegen Geschlechterdiskriminierung.

¥ MEINTIPP

So sprechen Sie geschlechtsneutral an

Geschlechtsneutrale Ansprache ist nicht einfach. Am bes-
ten ist es aber, wenn Sie , Guten Tag, Vorname Nachna-
me" schreiben oder sprechen, also ohne Herr/Frau ... So
sprechen Sie alle Geschlechter und Identifikationen an.

Kein Geld bei Rechtsmissbrauch

Das Urteil: Die Klage wurde abgewiesen. Es ist unerheblich, ob
wirklich eine Diskriminierung vorlag, denn die Bewerbung war
rechtsmissbrauchlich. Unter Berlicksichtigung aller Umstande
konnte davon ausgegangen werden, dass die klagende Person
sich nicht beworben hatte, um die ausgeschriebene Stelle zu er-
halten, sondern vielmehr ausschlieBlich das Ziel verfolgt hatte, An-
spriiche auf Entschadigung geltend zu machen. Gegen die Ernst-
haftigkeit der Bewerbung sprach u. a. der Umstand, dass sie an
2 Universitaten fiir ein Studium eingeschrieben war. Kenntnisse im
Vergaberecht hatte sie auch nicht. Und die Entschadigungsanspri-
che wurden sofort nach der Ablehnung geltend gemacht.

Was Sie jetzt tun sollten

Achten Sie als MAV darauf, dass im gesamten Bewerbungs- und
Personalbereich konsequent geschlechtsneutrale und respektvolle
Anredeformen verwendet werden. Gerade wenn kein Geschlecht
eindeutig angegeben ist oder eine Person ausdriicklich eine neu-
trale Ansprache wiinscht, sollte auf Formulierungen wie ,Guten
Tag + Name” zurlickgegriffen werden. Klassische Anreden wie
.Sehr geehrte Frau” oder ,Sehr geehrter Herr” sind in solchen
Fallen zu vermeiden, da sie zu einer unzutreffenden Geschlechts-
zuordnung fiihren kénnen und damit potenziell Konflikt- oder
Diskriminierungspotenzial bergen. Auch die nachtrégliche falsche
Anrede, etwa in Absageschreiben, sollte durch klare Standards
ausgeschlossen werden.

Schaffen Sie Einheitlichkeit

Dariiber hinaus sollten Sie darauf hinwirken, dass einheitliche Vor-
lagen und verbindliche Regeln fiir die Kommunikation im Bewer-
bungsprozess existieren. Unterschiedliche Handhabungen durch
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einzelne Abteilungen oder Fiihrungskréfte erhdhen das Risiko von
Fehlern und damit auch von AGG-relevanten Beanstandungen.
Einheitliche E-Mail-Templates, geschulte Personalverantwortliche
und klar definierte Prozesse sind hier zentrale Bausteine.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Umgang mit Bewerbungen von
Personen, die keine geschlechtliche Zuordnung wiinschen oder
den Geschlechtseintrag , divers” fiihren. Hier ist besondere Sensi-
bilitat erforderlich, da schon kleine Formulierungsfehler rechtliche
Folgen haben kdnnen. Achten Sie als MAV darauf, dass technische
Systeme und Bewerbungsplattformen diese Falle korrekt abbilden
und keine verpflichtenden Geschlechterangaben verlangen.

Keine Chance fiir AGG-Hopper

Zugleich macht das Urteil deutlich, dass Gerichte im Einzelfall
priifen, ob eine Bewerbung tatséachlich ernsthaft auf die Stelle ge-
richtet war oder ob ein Rechtsmissbrauch vorliegen kdnnte. Fiir Sie
als MAV bedeutet dies jedoch nicht, vorschnell Verdachtsmomente
zu (ibernehmen. Legen Sie den Fokus vielmehr weiterhin auf faire,
nachvollziehbare und transparente Auswahlverfahren, die immer
sauber dokumentiert sind und objektive Kriterien erkennen lassen.

Insgesamt zeigt die Entscheidung die Notwendigkeit, einerseits
Diskriminierungsfreiheit konsequent umzusetzen und andererseits
professionelle, standardisierte Bewerbungsprozesse zu etablieren.
Fir Sie als MAV ergibt sich daraus insbesondere die Aufgabe, auf
klare Richtlinien, Schulungen und eine respektvolle Kommunika-
tionskultur hinzuwirken, um sowohl rechtliche Risiken zu minimie-
ren als auch ein wertschatzendes Miteinander im Bewerbungspro-
zess sicherzustellen.

=2 FAZIT

Wer den Rahmen des Rechts verlasst, bedarf
dessen Schutzes nicht

Das habe ich im Jurastudium gelernt. Mit seinem Urteil
stellt das Gericht klar, dass der Schutz des AGG zwar
weit reicht, jedoch nicht fiir Falle gilt, in denen eine Be-

werbung vorgeschoben wird, um finanzielle Anspriiche
herauszuholen. In solchen Konstellationen kann der Ein-
wand des Rechtsmissbrauchs dazu fiihren, dass ein An-
spruch vollstandig entfallt, ohne dass es auf eine mog-
liche Benachteiligung im Einzelfall ankommt. Und das ist
auch gut so. Denn solche ,AGG-Hopper” bereichern sich
zulasten der Gemeinschaft.

Autorin: Maria Markatou



AMTSFUHRUNG

Strategische Ausrichtung | Lesezeit 2 Minuten

Wie Sie fir die Amtszeit eine Strategie entwickeln

Die neue Amtszeit hat begonnen - Zeit, sich Gedanken uber lhre strategische Ausrichtung zu ma-
chen: Wie wollen Sie wahrgenommen werden? Wie soll der Umgang mit dem*der Dienstgebenden
aussehen? Was wollen Sie in der Amtszeit erreichen? Welche Themen sind lhnen besonders wichtig?

Was ist eine Strategie?

LStrategie” bezeichnet einen langfristig geplanten Ansatz, um
bestimmte Ziele zu erreichen. Eine Strategie legt fest, wie Res-
sourcen eingesetzt werden, welche Prioritaten gelten und welcher
Weg am effektivsten zum gewiinschten Ergebnis fiihrt. Der Begriff
stammt vom griechischen ,strategos” (, Feldherrkunst”) und hat
sich als Ausdruck fiir zielgerichtete Planung etabliert.

= MEIN TIPP

Erstellen Sie eine Liste

Uberlegen Sie fiir sich: Was sind die entscheidenden

Punkte lhrer Amtszeit? Das kann sein:

eine bessere Akzeptanz durch den*die Dienstgeber*in
eine klare Haltung bei Konflikten

starkere Einbeziehung in Arbeitskreise

Verbesserung des Arbeitsschutzes

Fortbildung | Lesezeit 2 Minuten

wiederkommen

¢ Entwicklung bzw. Verbesserung eines Gesundheitsma-
nagements
e Einfilhrung bzw. Verbesserung des betrieblichen Ein-

gliederungsmanagements

usw.

Ordnen und werten Sie die einzelnen Punkte. Was ist lhnen be-
sonders wichtig? Was lasst sich am schnellsten umsetzen? Wofir
bendtigen Sie noch weitere Informationen und Kenntnisse?

D rAzIT

Ziele sind wichtig

Formulieren Sie, was Sie erreichen wollen, und legen
Sie Zeitraume fest. Ein Strategieplan mit Zeitraumen zur
Uberpriifung der Erfilllung unterstiitzt Sie bei der Ziel-
erreichung.

Wenn MAV-Mitglieder von einer Fortbildung

Gerade nach einer MAV-Neubildung werden die Mitglieder méglichst schnell zu Fortbildungen an-
gemeldet, um das nétige Grundwissen zu erlangen. Haufig kommen die Mitglieder mit Fragen wie-
der, warum es in ihrer MAV anders lauft, als es im Seminar vermittelt wurde.

Transparenz ist der Schliissel zum Verstandnis

.Die Seminarleitung hat das aber anders erzahlt! Machen wir das
nicht falsch? Haben wir nicht ein Recht auf XY? Warum ist das bei
uns anders?” Diese und andere Fragen stellen sich haufig nach
den ersten Fortbildungen. Grund hierfir ist die jeweilige Entwick-
lung in den Mitarbeitervertretungen.

Meistens gibt es einen guten Grund, warum die MAV sich dafir
entschieden hat, es anders zu handhaben, als es im Seminar ver-
mittelt wurde. Seminarleitungen gehen immer von der optimalen
Umsetzung aus.

Die MAV hat sich grundsatzlich an die gesetzlichen Vorgaben wie
z. B. das MVG-EKD zu halten. Tatsachlich ergeben sich aber im
Umgang mit Dienstgebenden Spielraume. Nicht immer muss das
Gegenliber als Gegner betrachtet werden. Es kann hilfreich sein,
Losungen zu finden, die fiir beide Seiten ein Gewinn sind. Das ist
nicht immer mdglich und Sie sollten auch klarstellen, dass es not-

wendig ist, seine Position konsequent zu vertreten. Vermitteln Sie
den Neuen die DNA lhrer MAV und wie sie sich entwickelt hat.

=2 FAZIT

Nehmen Sie die Neuen mit

Erklaren Sie, warum sich bei lhnen bestimmte Dinge ent-
wickelt haben, wie sie sich entwickelt haben. Machen Sie

deutlich, dass es hilfreich sein kann, Regelungen an die
tatsachlichen Gegebenheiten in der Dienststelle anzupas-
sen, ohne die gesetzlichen Vorgaben zu verletzen. Seien
Sie aber auch offen fiir das, was die Neuen mitbringen.
Manchmal ist es auch gut, Altes zu iiberpriifen und anzu-
passen.

Autor: Norbert Lypiak
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HATTEN SIE’S GEWUSST?

Berufskrankheit | Lesezeit 1 Minute

Parkinson kann jetzt Berufskrankheit sein

Viele Beschiftigte werden im Laufe ihres Berufslebens krank. Ist die Erkrankung auf besondere
Expositionen wahrend des Berufslebens zuriickzufiihren, kann eine Berufskrankheit vorliegen. Be-
rufskrankheiten werden in der Berufskrankheitenliste gefiihrt, die nun um eine Berufskrankheit

reicher geworden ist: Parkinson.

Pestizidexposition erforderlich

Parkinson wird in Zusammenhang mit beruflichen Belastungen
als Berufskrankheit anerkannt — vor allem im Zusammenhang mit
langjéhrigem Umgang mit Pestiziden bzw. Pflanzenschutzmitteln,
insbesondere in der Landwirtschaft.

Zu finden ist das in der Berufskrankheitenliste unter 2110 = Par-
kinson durch Pestizide (Berufskrankheit).

Impressum: Mitarbeitende Aktiv Vertreten

Sensibilisieren Sie die Kolleg*innen

Wenn Sie Kolleg*innen in der Pflege von kirchlichen Friedhofen,
Klostergarten, AuBenanlagen in kirchlicher Tragerschaft haben,
kann die Erkrankung wegen der Arbeit mit Pflanzenschutzmitteln
relevant werden. Sensibilisieren Sie diese Kolleg*innen! Bei ersten
Krankheitszeichen sollten sie umgehend zum Arzt bzw. zur Arztin.

Autorin: Maria Markatou
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Unser Service fir Sie:

Expert*innensprechstunde:

Schreiben Sie uns lhre individuellen Fragestellungen an: mav@mitbestimmung-heute.de
Sie erhalten in wenigen Werktagen eine konkrete und kompetente Antwort aus unserem Redaktionsteam.

Onlinebereich:

Auf www.adiuva.de erhalten Sie alle Arbeitshilfen zum Download: alle Muster-Schreiben, Dienstvereinbarungen,
Checklisten und Ubersichten aus Ilhren Ausgaben zum Herunterladen. Jetzt einmalig registrieren! Sie benétigen
Unterstiitzung bei der Registrierung? Wenden Sie sich jederzeit an unseren Kund*innendienst: Tel.: 0228 9550160,

E-Mail: service@adiuva.de

Netzwerktreffen:

Nutzen Sie einmal pro Jahr die Gelegenheit zum Austausch mit Kolleg*innen und unseren Expert*innen.
Profitieren Sie zusatzlich von einem Impulsvortrag zu einem aktuellen Thema.

Das lesen Sie
in der nachsten
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ARBEITSRECHT

Entgeltgleichheit im
kirchlichen Arbeitsrecht

AKTUELLE URTEILE
Elternzeit und Kiindigung

MAV-ARBEIT

Fiktive Beforderung
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